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Gesellschaftsvertrag 
der 

aov IT.Services GmbH 
 

 

 

1) Die  Gesellschaft  führt  die  Firma  aov  IT.Services 
GmbH. 

2) Sitz der Gesellschaft ist Gütersloh. 

§ 1 
Firma und Sitz der 
Gesellschaft 

 

 

1) Gegenstand des Unternehmens ist die Informations- 
verarbeitung, die Entwicklung und der Vertrieb von 
Software-Lösungen, die Entwicklung und der Ver- 
trieb von Systemlösungen sowie alle Dienstleistun- 
gen im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten für 
Sektorenauftraggeber, insbesondere für die Gesell- 
schafter dieser Gesellschaft bzw. die Gesellschafter 
der Arbeitsgemeinschaft ostwestfälischer Versor- 
gungsunternehmen GbR. Die Gesellschaft kann 
andere Unternehmen gleicher oder verwandter Art 
gründen, erwerben oder sich an ihnen beteiligen. 

2) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Ge- 
schäften berechtigt, durch die der Gesellschafts- 
zweck gefördert werden kann. 

3) Die Erbringung der vorgenannten Dienstleistungen 
erfolgt unter Beachtung der öffentlichen Zweckver- 
folgung im Sinne des § 107 Abs. 1 Nr. 1 GO NRW. 

4) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirt- 
schaftsgrundsätzen im Sinne des § 109 GO NRW zu 
verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu führen, 
dass der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

§ 2 
Gegenstand des 
Unternehmens 

 

 

1) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt. Die 
Gesellschaft soll jedoch mindestens bis zum 
31.12.2019 bestehen. 

2) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

3) Die gesetzlich notwendigen Bekanntmachungen 
erfolgen im Bundesanzeiger. 

§ 3 
Dauer der Gesellschaft, Ge- 
schäftsjahr, Bekanntma- 
chungen 

 

 

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 1.124.500 
EUR (in Worten: eine Millionen 
einhundertvierundzwanzigtausendfünfhundert Euro). 

 

Am Stammkapital der Gesellschaft sind beteiligt: 
 

Arbeitsgemeinschaft ostwestfälischer Versorgungs- 
unternehmen GbR mit einem Geschäftsanteil im 
Nennwert von 536.500,00 EUR, 

§ 4 
Stammkapital, Stammeinla- 
gen 
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Stadtwerke Herford GmbH mit einem Geschäftsan- 
teil im Nennwert von 25.000,00 EUR, 

 

aov IT.Services GmbH mit einem eigenen Ge- 
schäftsanteil im Nennwert von 557.000,00 EUR so- 
wie 

T.W.O. Technische Werke Osning GmbH mit einem 

Geschäftsanteil von 6.000,00 EUR. 
 

 

Organe der Gesellschaft sind: 
a) Die Geschäftsführung, 
b) der Aufsichtsrat, 
c) die Gesellschafterversammlung. 

§ 5 

Gesellschaftsorgane 

 

 

 

1) Die Geschäftsführung besteht aus einer oder mehre- 
ren Personen. 

 

2) Den Geschäftsführern obliegt die Führung der Ge- 
schäfte der Gesellschaft,  soweit  das Gesetz oder 
dieser Gesellschaftsvertrag nicht etwas anderes 
vorschreiben. Sie haben ihre Aufgaben mit der Sorg- 
falt eines ordentlichen Kaufmanns wahrzunehmen 
und sind der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, so 
zu handeln, wie ihnen durch den Gesellschaftsver- 
trag sowie durch die Beschlüsse der Gesellschafts- 
versammlung und des Aufsichtsrates auferlegt wird. 

 

3) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer 
oder durch einen Geschäftsführer und einen Proku- 
risten vertreten. Hat die Gesellschaft nur einen Ge- 
schäftsführer, so wird sie durch diesen allein vertre- 
ten. 

 

Die Geschäftsführer sind von den Beschränkungen 
des § 181 BGB (Insichgeschäft) befreit. 

 

4) Hat die Gesellschaft mehr als einen Geschäftsfüh- 
rer, so geben sich die Geschäftsführer eine Ge- 
schäftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichts- 
rates bedarf. 

 

5) Die Geschäftsführung schließt im Namen der Ge- 
sellschaft Anstellungsverträge mit dem Prokuristen 
bzw. Handlungsbevollmächtigten. 

 

6) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates, im Falle seiner 
Verhinderung der stellvertretende Aufsichtsratsvor- 
sitzende, vertritt die Gesellschaft gegenüber der Ge- 
schäftsführung gerichtlich und außergerichtlich. 

§ 6 
Geschäftsführung und Ver- 
tretung der Gesellschaft 

 

 

1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Der Auf- 
sichtsrat ist fakultatives Gesellschaftsorgan. Die 
Vorschriften des Aktiengesetzes über den Aufsichts- 
rat sind entsprechend anzuwenden (§ 52 GmbHG), 
soweit sich aus diesem Gesellschaftsvertrag nicht 
ein anderes ergibt. 

§ 7 
Zusammensetzung und 
Amtsdauer des Aufsichtsra- 
tes 
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2) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern, die 
auf Grund eines Beschlusses von der aov GbR ent- 
sandt werden. 

 

Dem Aufsichtsrat gehören keine Arbeitnehmerver- 
treter an. Eine Arbeitnehmermitbestimmung im Auf- 
sichtsrat i.S.d. §§ 108a f. GO NRW ist ausgeschlos- 
sen. 

 

3) Die Amtszeit des Aufsichtsrates endet nach Ablauf 
von vier Jahren. Der Aufsichtsrat führt  seine Ge- 
schäfte bis zur Bildung des neuen Aufsichtsrates 
weiter. 

 

4) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt 
unter Einhaltung einer vierwöchigen Kündigungsfrist 
durch schriftliche Erklärung gegenüber der Gesell- 
schaft niederlegen. 

 

5) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat sein Amt nie- 
derzulegen, wenn die aov GbR es dazu auffordert. 

 

6) Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner 
Amtszeit aus, so entsendet die aov GbR für die 
Restlaufzeit einen Nachfolger. 

 

7) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten für die 
Teilnahme an den Sitzungen des Aufsichtsrates und 
seiner Ausschüsse eine pauschale Aufwandsent- 
schädigung in der von der Gesellschafterversamm- 
lung festgelegten Höhe, für den Aufsichtsratsvorsit- 
zenden erhöht sich dieser Betrag um 50 v.H. 

 

8) Den durch einen Rat der Gemeinde bestellten oder 
auf Vorschlag der Gemeinde gewählten Mitgliedern 
des Aufsichtsrates kann der Rat Weisungen erteilen. 

 

 

1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsit- 
zenden und einen Stellvertreter. 

 

2) Der Vorsitzende, im Verhinderungsfall der Stellver- 
treter, beruft den Aufsichtsrat ein, so oft es die Ge- 
schäfte erfordern oder wenn es von der Geschäfts- 
führung oder einem Aufsichtsratsmitglied beantragt 
wird. Zur ersten konstituierenden Sitzung lädt das an 
Lebensjahren älteste hierzu bereite Aufsichtsrats- 
mitglied ein. Die Geschäftsführung nimmt an den 
Sitzungen des Aufsichtsrates teil, sofern der  Auf- 
sichtsrat nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt. 

 

3) Der Aufsichtsrat ist schriftlich unter Mitteilung der 
Tagesordnung mit einer Frist von 2 Wochen einzu- 
berufen. In dringenden Fällen können eine andere 
Form der  Einberufung und eine kürzere Frist ge- 
wählt werden. Auf die besondere Form und Frist ist 
bei der Einladung hinzuweisen. Sitzungen des Auf- 
sichtsrates finden im Regelfall am Sitz der Gesell- 
schaft statt. 

 

4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mit- 
glieder  ordnungsgemäß  zur  Sitzung  geladen  sind 

§ 8 
Vorsitz, Einberufung und 
Beschlussfassung des Auf- 
sichts- 
rates 
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und mindestens die Hälfte, darunter der Vorsitzende 
oder sein Stellvertreter, anwesend ist. Ist der Auf- 
sichtsrat in einer ordnungsgemäß einberufenen Sit- 
zung nicht beschlussfähig, so kann innerhalb von 2 
Wochen eine neue Sitzung mit gleicher Tagesord- 
nung einberufen werden. In der neuen Sitzung ist 
der Aufsichtsrat in jedem Fall beschlussfähig; darauf 
ist bei der Einberufung hinzuweisen. 

 

5) Beschlüsse des Aufsichtsrates nach § 9 Abs. 6 
Buchst. f) und h) bedürfen einer Mehrheit von 3/4, 
im Übrigen fasst er seine Beschlüsse mit einfacher 
Stimmenmehrheit, soweit sich nicht aus diesem Ge- 
sellschaftsvertrag etwas anderes ergibt. Stimm- 
enthaltungen werden bei der Ermittlung der Anzahl 
der abgegeben Stimmen nicht gezählt. Bei Stim- 
mengleichheit entscheidet die Stimme des Auf- 
sichtsratsvorsitzenden. 

 

6) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können dadurch 
an der Beschlussfassung des Aufsichtsrates und 
seiner Ausschüsse teilnehmen, dass sie ihre schrift- 
liche Stimmabgabe durch ein anderes ordentliches 
Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen (Stimmbot- 
schaft). 

 

7) In eiligen oder einfachen Angelegenheiten können 
nach dem Ermessen des Vorsitzenden Beschlüsse 
auch durch Einholung schriftlicher oder telegrafi- 
scher Erklärungen oder via Email gefasst werden, 
wenn kein Aufsichtsratsmitglied unverzüglich wider- 
spricht. 

 

In den Fällen äußerster Dringlichkeit können der 
Vorsitzende oder sein Stellvertreter mit einem weite- 
ren Aufsichtsratsmitglied eine Dringlichkeitsent- 
scheidung treffen. Die Dringlichkeitsentscheidung ist 
dem Aufsichtsrat in der nächsten Sitzung zur Ge- 
nehmigung vorzulegen. Er kann die Dringlichkeits- 
entscheidung aufheben, soweit nicht schon Rechte 
andere durch die Ausführung des Beschlusses ent- 
standen sind. 

 

8) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Auf- 
sichtsrates ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom 
Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen ist. 

 

9) Erklärungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsit- 
zenden, im Verhinderungsfall von seinem Vertreter, 
unter der Bezeichnung "Aufsichtsrat der aov 
IT.Services GmbH" abgegeben. 

 

10) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 

 

1) Der Aufsichtsrat berät und überwacht die Tätigkeit 
der Geschäftsführung. Zur Wahrung seiner Aufga- 
ben hat der Aufsichtsrat die Befugnisse, welche 
nach §§ 90 und 111 Abs. 2 AktG dem Aufsichtsrat 
einer Aktiengesellschaft zustehen. 

§ 9 
Aufgaben des 
Aufsichtsrates 
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2) Im Übrigen hat der Aufsichtsrat die ihm durch § 52 
GmbHG i.V.m. AktG, in diesem Gesellschaftsvertrag 
oder von der Gesellschaftsversammlung ausdrück- 
lich übertragenen Aufgaben und Befugnisse. 

 

3) Der Aufsichtsrat beauftragt die Abschlussprüfung 
und prüft den Jahresabschluss, den Lagebericht und 
den Vorschlag über die Verwendung des Ergebnis- 
ses und berichtet schriftlich der Gesellschafterver- 
sammlung über das Ergebnis seiner Prüfung. 

 

4) Der Aufsichtsrat ist zuständig für den Abschluss, 
Änderung, Aufhebung und Kündigung der Anstel- 
lungsverträge mit den Geschäftsführern. Der Vorsit- 
zende des Aufsichtsrats sowie sein Stellvertreter be- 
reiten die Entscheidungen des Aufsichtsrats vor, sie 
handeln insbesondere die Anstellungsbedingungen 
aus. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates – im Ver- 
hinderungsfall sein Vertreter – schließt im Namen 
der Gesellschaft die Anstellungsverträge mit den 
Geschäftsführern. 

 

5) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, der Gesellschafter- 
versammlung Vorschläge zu unterbreiten. 

 

6) Die Geschäftsführung darf die nachfolgend be- 
stimmten Handlungen und Geschäfte nur nach vor- 
heriger Zustimmung des Aufsichtsrates vornehmen, 
soweit Geschäfte bzw. Handlungen nicht bereits im 
Wirtschaftsplan oder in etwaigen Nachträgen zu die- 
sem Plan berücksichtigt sind: 

a) Erwerb von Anlagen, soweit im Einzelfall ein Be- 
trag von 50.000 € überschritten wird, 

b) Anmietung von Anlagen, soweit die Monatsmiete 
einen Betrag von 10.000 € überschreitet, 

c) Aufnahme und Hingabe von Darlehen, Übernah- 
me von Bürgschaften, Abschluss von Gewährver- 
trägen und Bestellung sonstiger Sicherheiten, 

d) Schenkungen, Verzicht auf Ansprüche, 

e) Erteilung und Widerruf von Prokuren und Hand- 
lungsvollmachten, 

f) Erlass einer Geschäftsordnung für die Geschäfts- 
führung (§ 6 Abs. 4), 

g) Vorlagen an die Gesellschafterversammlung, 
 

h) Grundlegende Änderungen und Erweiterungen 
der Geschäftstätigkeit sowie der Organisations- 
struktur der Gesellschaft. 

 

7) Der Aufsichtsrat entscheidet über den Erlass einer 
Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat (§ 8 Abs. 10) 

 

8) Der Aufsichtsrat berät die Vorlagen für die Be- 
schlüsse der Gesellschaft und gibt Beschlussemp- 
fehlungen ab. Diese betreffen insbesondere: 

 

a. die Änderung des Gesellschaftsvertrages so- 
wie die Auflösung der Gesellschaft, 
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b. die Feststellung des Jahresabschlusses sowie 
die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsra- 
tes und der Geschäftsführung, 

 

c. die Feststellung des von der Geschäftsführung 
aufgestellten Wirtschaftsplanes, 

 

d. die Vergütung für die Aufsichtsratsmitglieder, 
 

e. die Entsendung von Vertretern in Beteili- 
gungsgesellschaften oder Verbänden. 

 

 

1) Die Gesellschafterversammlung wird durch die Ge- 
schäftsführung einberufen, soweit das Gesetz nichts 
anderes bestimmt. 

 

2) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt 
der Vorsitzende des Aufsichtsrates. Der Vorsitzende 
leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihen- 
folge der Gegenstände der Tagesordnung. 

 

3) Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Ge- 
sellschafterversammlung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die vom Leiter der Sitzung zu unterzeich- 
nen ist. 

 

4) Die Mitglieder des Aufsichtsrates sind berechtigt, die 
Geschäftsführer sind verpflichtet, an der Gesell- 
schafterversammlung teilzunehmen. 

§ 10 
Einberufung und Vorsitz der 
Gesellschafterversammlung 

 

 

1) Der Beschlussfassung der Gesellschafterversamm- 
lung unterliegen folgende Angelegenheiten: 

a. Änderung des Gesellschaftsvertrages ein- 
schließlich Kapitalerhöhung und -herabsetzung, 

b. Feststellung des Jahresabschlusses, 

c. Verwendung des Jahresergebnisses, 

d. Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder und der 
Geschäftsführer sowie die Geltendmachung von 
Ersatzansprüchen gegen sie, 

e. Auflösung der Gesellschaft, 

f. Abschluss und Änderung von Unternehmens- 
verträgen im Sinne der §§ 291 und 292 Abs. 1 
des Aktiengesetzes, 

g. Erwerb und Veräußerung von Unternehmen und 
Beteiligungen, 

h. Bestellung und Abberufung von Geschäftsfüh- 
rern, 

i. der Wirtschaftsplan. 
 

2) Beschlüsse der Gesellschafterversammlung bedür- 
fen, soweit dieser Gesellschaftsvertrag nichts ande- 

§ 11 
Beschlussfassung 
der Gesellschaftversamm- 
lung 
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res bestimmt, der einfachen Mehrheit des in der 
Versammlung vertretenen Stammkapitals. Jeder Eu- 
ro eines Geschäftsanteils gewährt eine Stimme. Das 
Stimmrecht aus den eigenen Anteilen der aov.IT 
Services GmbH an der Gesellschaft ruht. 

 

3) Beschlüsse der Gesellschafter können – soweit 
dies gesetzlich zulässig und alle Gesellschafter 
sich hiermit einverstanden erklären – statt in ei- ner 
Gesellschafterversammlung auch durch schriftliche, 
telegrafische oder fernschriftliche Stimmabgabe 
gefasst werden. Die Beschlüsse im schriftlichen 
Verfahren werden mit einfacher Mehrheit gefasst, 
soweit dieser Gesellschafts- vertrag nichts 
anderes bestimmt. Jeder Euro ei- nes 
Geschäftsanteils gewährt eine Stimme. Das 
Stimmrecht aus den eigenen Anteilen der aov.IT 
Services GmbH an der Gesellschaft ruht. Die ge- 
fassten Beschlüsse sind unverzüglich von der Ge- 
schäftsführung in einer Niederschrift festzuhalten. 

 

 

1) Die Geschäftsführung stellt spätestens einen Monat 
vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen 
Wirtschaftsplan in sinngemäßer Anwendung der für 
Eigenbetriebe geltenden Vorschriften auf, so dass 
dieser vor Beginn des Geschäftsjahres der Gesell- 
schafterversammlung zur Beschlussfassung nach 
entsprechender Vorberatung durch den Aufsichtsrat 
vorgelegt werden kann. Der Wirtschaftsplanung ist 
eine fünfjährige Finanzplanung in sinngemäßer An- 
wendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschrif- 
ten zu Grunde zu legen. Bei wesentlichen Abwei- 
chungen ist ein Nachtrag zum Wirtschaftsplan auf- 
zustellen. 

 

2) Die Geschäftsführung unterrichtet den Aufsichtsrat 
regelmäßig über die Entwicklung des Geschäftsjah- 
res. 

§ 12 
Wirtschaftsplan 

 

1) Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech- 
nung und Anhang) und Lagebericht  sind von der 
Geschäftsführung in den ersten 3 Monaten des Ge- 
schäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr 
aufzustellen. Im Lagebericht ist zur Einhaltung der 
öffentlichen Zwecksetzung und zur Zweckerreichung 
Stellung zu nehmen. 

 

2) Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss zu- 
sammen mit dem Lagebericht und dem Prüfungsbe- 
richt des Abschlussprüfers unverzüglich nach Ein- 
gang des Prüfungsberichtes dem Aufsichtsrat zur 
Prüfung vorzulegen. Der Bericht des Aufsichtsrates 
über das Ergebnis seiner Prüfung ist den Gesell- 
schaftern zusammen mit  dem  Vorschlag über die 
Ergebnisverwendung ebenfalls unverzüglich vorzu- 
legen. 

§ 13 
Jahresabschluss, 
Lagebericht 
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3) Die Gesellschafter haben spätestens bis zum Ablauf 
der ersten 8 Monate des Geschäftsjahres über die 
Feststellung des Jahresabschlusses und die Ergeb- 
nisverwendung für das vergangene  Geschäftsjahr 
zu beschließen. Auf den Jahresabschluss sind bei 
der Feststellung die für seine Aufstellung geltenden 
Vorschriften anzuwenden. 

 

4) Jahresabschluss und Lagebericht sind in entspre- 
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapi- 
talgesellschaften aufzustellen und zu prüfen. 

 

5) Der Auftrag des Abschlussprüfers ist auch auf die 
Aufgaben nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) zu erstre- 
cken. Der Stadt Herford und dem für sie zuständigen 
Prüfungsorgan stehen die in § 54 HGrG vorgesehe- 
nen Befugnisse zu. 

 

6) Im Anhang sind die Angaben gemäß § 108 Abs. 1 
Nr. 9 GO NRW aufzunehmen. Der Status quo der 
bis zum Tag des Inkrafttretens  des  § 108  Abs. 1 
Nr. 9 GO NRW geschlossenen Anstellungsverträge 
bleibt durch Satz 1 unberührt. 

 

7) Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet sich 
nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden 
Vorschriften des 3. Buches des Handelsgesetzbu- 
ches. Unbeschadet der bestehenden gesetzlichen 
Offenlegungsvorschriften werden die Feststellung 
des Jahresabschlusses, die Verwendung des Er- 
gebnisses sowie das Ergebnis der Prüfung des Jah- 
resabschlusses und des Lageberichts öffentlich be- 
kannt gemacht und der Jahresabschluss und der 
Lagebericht bis zur Feststellung des folgenden Jah- 
resabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar gehal- 
ten. 

 

8) Die Gesellschaft und die Gesellschaftsgremien sind 
verpflichtet, den kommunalen Gesellschaftern gem. 
§ 118 GO NRW die für den Gesamtabschluss im 
Sinne des § 116 GO NRW nach Einschätzung der 
kommunalen Gesellschafter erforderlichen Informa- 
tionen und Unterlagen auf Abruf zur Verfügung zu 
stellen. 

 

1) Die Verfügung über einen Geschäftsanteil oder Teile 
eines Geschäftsanteils ist nur mit schriftlicher Einwil- 
ligung der Gesellschaft zulässig. 

2) Die Verfügung über einen Geschäftsanteil durch 
einen Gesellschafter ist vor Ablauf von 3 Jahren seit 
seinem Eintritt in die Gesellschaft ausgeschlossen. 

 

3) Die Einwilligung darf nur nach vorheriger Zustim- 
mung der Gesellschafterversammlung erteilt wer- 
den. Die Zustimmung wird durch Gesellschafterbe- 
schluss erteilt. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit 
von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. 

 

4) Die Zustimmung der Gesellschafterversammlung für 
die Einwilligung der Gesellschaft zur Verfügung über 

§ 14 
Verfügung der Geschäftsan- 
teile / Andienungspflicht / 
Vorkaufsrecht 
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einen Geschäftsanteil oder Teile eines Geschäftsan- 
teils gilt als erteilt bei Verfügung an ein im Sinne der 
§§ 15 ff. AktG verbundenes Unternehmen des Ver- 
fügenden, vorausgesetzt, es besteht eine Rücküber- 
tragungspflicht für den Fall, dass der Erwerber nicht 
mehr verbundenes Unternehmen des Verfügenden 
ist. 

 

5) Ein Gesellschafter, der seine Geschäftsanteile oder 
Teile eines Geschäftsanteils zu veräußern beabsich- 
tigt, ist, sofern kein Fall des Abs. 3 vorliegt, verpflich- 
tet, diese zuvor den anderen Gesellschaftern schrift- 
lich zum Erwerb anzubieten. Diese können das An- 
gebot innerhalb von sechs Monaten vom Zugang an 
im Verhältnis ihrer Beteiligung am Stammkapital an- 
nehmen. Sofern ein Erwerbsberechtigter von seinem 
Erwerbsrecht nicht oder nicht fristgerecht Gebrauch 
macht, steht es wiederum innerhalb von zwei Mona- 
ten den übrigen Gesellschaftern im Verhältnis ihrer 
Beteiligung am Stammkapital zu, nachdem der die 
Veräußerung beabsichtigende Gesellschafter ihnen 
mitgeteilt hat, dass einer  der  Erwerbsberechtigten 
sein Erwerbsrecht nicht ausüben wird. Der Kaufpreis 
für den Erwerb nach diesem Absatz bestimmt sich 
jeweils entsprechend § 15 Abs. 5. 

 

6) Wird das Erwerbsrecht nach Abs. 4 nicht oder nur 
zum Teil ausgeübt, können die Anteile an einen Drit- 
ten veräußert werden. Abs. 1 und Abs. 2 bleiben mit 
der Maßgabe unberührt, dass die Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung nur aus wichtigen 
Gründen verweigert werden darf. Wichtiger Grund in 
diesem Sinne ist u.a. die Durchbrechung der Gesell- 
schafterstruktur. Wird die Zustimmung verweigert, 
kann der veräußerungswillige Gesellschafter, die 
Einziehung seiner Geschäftsanteile verlangen. Bei 
der Veräußerung an einen Dritten steht den übrigen 
Gesellschaftern pro rata ihrer Beteiligung ein Vor- 
kaufsrecht gem. §§ 464 ff. BGB mit der Maßgabe 
zu, dass die Frist zur Ausübung gem. §§ 469 Abs. 2 
BGB drei Monate beträgt. 

 

 

1) Die Einziehung von Geschäftsanteilen ist zulässig. 
 

2) Die Einziehung von Geschäftsanteilen ohne Zu- 
stimmung des betroffenen Gesellschafters ist nur 
beim Vorliegen eines wichtigen Grundes zulässig. 
Ein wichtiger Grund liegt beim betroffenen Gesell- 
schafter insbesondere dann vor, wenn 

 

a. über das Vermögen des Gesellschafters das In- 
solvenzverfahren eröffnet worden ist oder die 
Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird, oder 

 

b. der Geschäftsanteil des Gesellschafters ge- 
pfändet und die Pfändung nicht innerhalb von 
drei Monaten wieder aufgehoben wird, oder 

 

c. der Gesellschafter gegen Verpflichtungen die- 

§ 15 
Einziehung von Geschäfts- 
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ses Gesellschaftsvertrages oder eines zwischen 
den Gesellschaftern geschlossenen Konsortial- 
vertrages verstößt und er den Verstoß trotz 
zweifacher Aufforderung fortsetzt, oder 

 

d. sich die Beteiligungsverhältnisse bei dem Ge- 
sellschafter dergestalt verändern, dass einer 
seiner Gesellschafter oder Dritte eine Mehr- 
heitsbeteiligung gemäß § 16 AktG an dem be- 
troffenen Gesellschafter erhält oder verliert 
(Change-of-Control). 

 

3) Die Einziehung bedarf eines Gesellschafterbe- 
schlusses mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen. Dem betroffenen Gesell- 
schafter steht kein Stimmrecht zu. 

 

4) Die Einziehung wird wirksam mit Zugang des Ein- 
ziehungsbeschlusses beim betroffenen Gesellschaf- 
ter. 

 

5) Der betroffene Gesellschafter erhält den seinem 
Gesellschaftsanteil entsprechenden Anteil am Un- 
ternehmenswert der Gesellschaft erstattet. Der Un- 
ternehmenswert der Gesellschaft wird von einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft unter Zugrundele- 
gung des IDW Standard 1 „Grundsätze zur Durch- 
führung von Unternehmensbewertungen" zum Aus- 
scheidedatum ermittelt. Zunächst sollen die Gesell- 
schafter versuchen, sich auf eine Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft zu einigen. Gelingt dies nicht, soll 
der Präsident des Oberlandesgerichtes Hamm um 
die Benennung der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
ersucht werden. 

 

 

Der gesamte Leistungsverkehr zwischen der Gesell- 
schaft und den Gesellschaftern ist angemessen im Sinne 
der steuerlichen Grundsätze über verdeckte Gewinnaus- 
schüttungen abzurechnen. Bei Verstößen gegen einen 
solchen Grundsatz ist der zu Unrecht begünstigte Ge- 
sellschafter verpflichtet, den ihm zugewandten Vorteil 
zurückzuerstatten oder wertmäßig zu ersetzen. 

§ 16 
Steuerklausel 

 

 
 

1) Die Gesellschafter verpflichten sich, im Falle von 
Auseinandersetzungen zwischen Gesellschaftern 
und Gesellschaft ein Mediationsverfahren durchzu- 
führen. 

 

2) Das Mediationsverfahren beginnt durch den schriftli- 
chen Antrag einer Partei,  ein Mediationsverfahren 
durchzuführen. Bei dem Antrag soll auch die Person 
des Mediators vorgeschlagen werden. Die Ge- 
schäftsführung hat im Fall eines Antrages auf Durch- 
führung eines Mediationsverfahrens diesen Antrag 
allen Gesellschaftern zuzuleiten und diesen Gele- 
genheiten zur Stellungnahme zum Verfahren  und 
zur Person des Mediators zu geben. 

§ 17 
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3) Können sich die Parteien nicht auf einen Mediator 
einigen, soll ein Vorschlag vom Europäisches Institut 
für Conflictmanagement e.V. (EUCON) oder der IHK 
Ostwestfalen_zu Bielefeld unterbreitet werden. Die 
Mediation soll am Sitz der Gesellschaft stattfinden. 

 

4) Kommt eine Einigung auf einen Mediator nicht zu- 
stande, so endet das Mediationsverfahren, wenn ei- 
ne Partei schriftlich erklärt, dass sie die weitere 
Durchführung des Verfahrens ablehne. 

 

5) Wird ein Mediator ernannt, so ist mit diesem eine 
Mediationsvereinbarung zu treffen, die die Durchfüh- 
rung des Mediationsverfahrens nach Maßgabe die- 
ses Gesellschaftsvertrages sowie die Vergütung des 
Mediators regelt. Die Kosten der Mediation trägt die 
Gesellschaft, wenn die Parteien keine abweichende 
Vereinbarung treffen. 

 

6) Der Mediator soll unverzüglich nach Annahme des 
Auftrags allen Gesellschaftern Gelegenheit geben, 
sich an dem Mediationsverfahren zu beteiligen und 
mit den Parteien das weitere Verfahren festzulegen. 

 

7) Die Mediation endet durch die Unterzeichnung einer 
Abschlussvereinbarung oder durch die Erklärung 
des Mediators, dass die Mediation gescheitert ist. 
Das Scheitern der Mediation ist durch den Mediator 
festzustellen, wenn eine Partei die weitere Durchfüh- 
rung des Mediationsverfahrens ihm gegenüber 
schriftlich ablehnt. 

 

8) Die Erhebung sämtlicher Klagen aus dem Gesell- 
schaftsverhältnis einschließlich der  Anfechtungs- 
und Nichtigkeitsklagen gegen Gesellschafterbe- 
schlüsse ist – auch für Gesellschafter, die die Durch- 
führung des Mediationsverfahren nicht beantragt 
haben – erst zulässig, wenn die Mediation nach 
Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen geschei- 
tert ist. Für die Dauer des Mediationsverfahrens ist 
die Frist zur Erhebung der Anfechtungsklage ge- 
hemmt. Bereits laufende Klageverfahren sind für die 
Dauer des Mediationsverfahrens auszusetzen. 

 
 

Die Gesellschaft wird die Ziele des Gesetzes zur Gleich- 
stellung von Frauen und Männern NRW – Landesgleich- 
stellungsgesetz (LGG) entsprechend § 2 Abs. 3 LGG 
beachten. Die Funktionsbezeichnungen dieses Vertra- 
ges werden in weiblicher oder männlicher Form geführt. 

§ 18 
Landesgleichstellungsgesetz 

 

 

Sollte eine Bestimmung dieses Gesellschaftsvertrages 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden oder 
sollte dieser Gesellschaftsvertrag Lücken enthalten, wird 
die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hierdurch nicht 
berührt. In einem solchen Fall gilt anstelle der unwirksa- 
men oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Aus- 
füllung der Lücke eine Regelung, die, soweit rechtlich 
zulässig,  dem  am  nächsten  kommt,  was  die  Vertrag- 

§ 19 
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schließenden gewollt haben oder nach dem Sinn und 
Zweck des Gesellschaftsvertrages gewollt hätten, wenn 
sie den Punkt bedacht hätten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gütersloh, 25. November 2016 

(Eingetragen beim Amtsgericht Gütersloh unter B 1265) 
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Geschichtliche Entwicklung 
 

 

 

1973 Gründung als Tochter GmbH der BGB-Gesellschaft 
 

Änderungen des Gesellschaftsvertrages der GmbH  

1978 • Gesellschafterbeschluss vom 3./27. November 1978 
-   Neue Firmenbezeichnung und Vergrößerung des Aufsichtsrates 

 

1982 • Gesellschafterbeschluss vom 15. August 1980 / 04. Juni 1982 

- Aufnahme des Zweckverbandes "Kommunale Datenverarbeitungszentrale 
Gütersloh" als weiterer Gesellschafter 

- Erhöhung des Stammkapitals 
 

1991 • Gesellschafterbeschluss vom 23. Dezember 1991 

- Erhöhung des Stammkapitals 

- Änderung der Zusammensetzung des Aufsichtsrates 

- Bestimmungen zum Jahresabschluss und Lagebericht entsprechend der 
neuen Rechtslage gemäß § 89 Abs. 1 Satz 1 GO NW 

- Übernahme des bisherigen Konsortialvertrages und Benutzungsvertrages 
von 1982 

 

1998 • Gesellschafterbeschluss vom 14. August 1998 

- Gegenstand des Unternehmens 

- Jahresabschluss und Ergebnisverwendung 
 

2001 • Ausscheiden der Infokom aus der GmbH 
 

2002 • Aufnahme der PESAG AG, der Gas- und Wasserversorgung Hiddenhausen 

GmbH und der BTC AG Oldenburg als weiterer Gesellschafter in der GmbH 
 

2005 • Gesellschafterbeschluss vom 18. Februar 2005 

- Kapitalerhöhung 2. Stufe (BTC AG erwirbt Kapitalmehrheit) 
 

2005 • Gesellschafterbeschluss vom 15. Juni 2005 

- Rückkauf der Anteile der E.ON Westfalen Weser AG durch die aov GbR 

- Änderung des Namens in "aov IT.Services GmbH" 
 

2014 • Gesellschafterbeschluss vom 22. Dezember 2014 

- Erwerb der Anteile der BTC AG Oldenburg durch die aov IT.Services 
GmbH selbst und die T.W.O. Technische Werke Osning GmbH 

 

2015 • Gesellschafterbeschluss vom 13. Mai 2015 

- Anpassung des Gesellschaftsvertrags an geänderte Gesellschafterverhält- 
nisse sowie an geänderte gemeinderechtliche Bestimmungen 
 

2016 • Gesellschafterbeschluss vom 25. November 2016 

- Anpassung des Gesellschaftsvertrags im Gegenstand des Unternehmens, 

Dauer der Gesellschaft und Verfügung der Geschäftsanteile  
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